
Bundessozialgericht

9 RV 1028/63‘

Verkündet am

50° Juni 1965

I m N a m e n d e s V o l k e 3

In dem Rechtsstreit

„
ooooooooooolo■ouoooon....ooßoo ....... ooo oooooo

' Klägerin und Revisionsklägerin,

g e g e n

-"'.c'l.hovvooonloncuoto'n..oo.oocoooo°oon..oooooooooo

- Beklagter und Revisionsbeklagter,

hat der 93 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 30° Juni 1965, an der mitge
wirkt haben

‘Senatépräsident Dr„ w e i ß
als Vorsitzender,

_

_
Bundesrichter “*Dro Mia i s cjh*

.Bundesrichter S c h‘i n d’l e r ‘v
als weitere Berufsrichtér,

' Bundessozialrichter «Dr; M a u d e r
Buhdessozialrichter 'Wevn z-e 1

als ehrenamtliche RiChter,

für Recht erkannt;‚:"

lAuf die Revision der Klägerin wird das Urtéil des
Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 24° Okto

ber 1963 aufgehoben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückverwiesen°
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Mit BesCheid vom 3„ Februar 1958 wurde der Antrag der Kläge—

rin auf WitWenrente nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG)V

abgelehnt, Weil sie weniger als ein Jahr, nämlich erst seit

dem 14° Juni 1957 mit ihrem am 14. Juli 1957 verstorbenen

Ehemann (F„) verheiratet gewesen sei und besondere Umstände;
durch die eine Rentengewährung gereehtfertigt wäre, nicht
vorlägenn Der Wider8pruch blieb erfolglos„ Das Sozialgerich‘

(SG) verurteilte den Beklagten, der Klägerin einen neuen Be-
scheid zu erteilen, da besondere Umstände_im Sinne des © 38

Abs° 2 BVG'V0rlägen° Auf die Berufung des Beklagten hob das
Landessozialgericht (LSG) mit Urteil vom 24° Oktober 1963

das SG+Urteil auf und wies die Klage ab; die Revision wurde
zugelassen; Die Witwenversorgung sei aus zutreffendeanrün—

den versagt Worderi° Da die Klägerin mit F° nur einen Monat

_
verheiratet

geweSen
sei; habe sie keinen Rechtéanspru0h auf

‘
_
Wit\venre■te.Die Klägerin habémit der Eheschließungnicht
ihre Wiff80haftliche ExistEnz aufgegeben„181e'habe vor der
Eheschließung von ihrem Späteren Ehemann für Vermietung

eines möblierten Zimmersund Pflege ‚lediglich 14o;_—DMer—
halte■q nadMer aber einen gesetzlichen Unterhaltsänspruch
erworben; auch sei sie erbberechtigt geWOrden{ Die Klägerin

sei äu0h nicht erwefbsunfähig_im Sinne des Versörgungsreeht

d„h° es fehle an
der Voraussetzung, daß sie durch Krankheit

oder andere Gébrechen nieht
nur vorübergehend wenig9tens

.
die Hälfte ihrer Erwerbsfähigkeit verloren habeo Dabei habe

- die Versorgungsbehördeauf den Zeitpunkt desTodes des F.,
abstellen können° Denn auch nach 5 38 Abs. 1 Satz 2 BVG

müsse die Rente im Zeitpunkt des Todes zuerkannt gewesen
seine-Die Hinterbliebenenrente sei dazu bestimmt, den Ver—

1u8t des Ernährers auszugleichen bzw. zu mildern° Nach den
Gutachten, Vor allem des Oberarztes Dr° 21211, sei die Be-

urteilung des versorgungsärztlichen Gutachtens vom 15°

Januar 1958 zutreffend; nach dem Gutachten des Dr„ t:::::
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...
3d__

von diesem Tage sei auch damals noch keine Erwerbsunfähig— ‚[

keit festzustellen geweseno ' “

'Die Revision rügt Verletzung des 5 38 Abso 2, 2. Halbsatz

BVGsowie der 55 103, 128 des Sozialgerichtsgesetzes (sec). ‘
_Das LSG hätte einen Verlust der Existenzgrundlage der Klä—'k

lgerin durch die Eheschließung und Erwerbsunfähigkeit an—
'nehmen müssenoyDer früher von F° gezahlte Betrag von

>140‚—— DM sei durch die Heirat entfallen° Dieser'Verlust>

müsse unabhängig von dem erworbenen gesetzlichen Unter—V-

‘haltsanspruch und der Brbberechtigung der Aufgabe_der >
‚„Wirtschaftlichen Existenz gleichgeachtet werden° Die gegen—„ ;

‘teilige Auffassung des LSG verstoße gegen die Denkgesetze ‘

und allgemeine Erfahrurigssätze° Zu Unrecht fordere das LSG

auch, daß der Verlust der Hälfte der Brwerbsfähigkeit der
—Klägerin zum Zeitpunkt des Todes des F° vorgelegen haben;-

müsse; hierdurch_werde die Vorschrift des 5 38 Abs, 2, 2°—
Halbsatz BVG in unzulässiger Weise eingeengté Unabhängigv

hiervon sei die Klägerin aber auch im Zeitpunkt des Todes

„des Fa im Juli 1957 erwerbsunfähig im versorgungsrecht—

lichen Sinne gewesen, da nach den Bekunduhgen des—Dr° D
und des’Dr° 2211: eine MdB um Sci/„H° bestanden habe° Zu
Unrecht habe Sich das LSG insoweit auf das unschlüssige ”

und Widerspruchstlle Gutachten des Dr. ianxz.vom 6° August
11963 gestütztß Dr. 3;;=;7bringe nicht zum Ausdruck, welchen

Begrif■■der Erwefbsunfähigkeit
er gemeint habe; er sei von

dem Erwerbsunfähigkeitsbegriff.der Reichsversicherungsord—
_“nung (EVO) anstatt von dem des 5 41 Abs. 2 BVG ausgegangen,.

was sich daraus ergebe, daß er feststelle, auch das Gutach-

ten vom 25° April 1958 (Dr° Dan;) habe noch keine Erwerbs—
iunfähigkeit angenommen. Tatsächlich habe Dr° Daß: die MdB

aber mit 50 v„H„ beurteilt° Dies hätte das LSGerkennen
und zumindest bei Dr° i■m:i rückfragen müssen° Das LSG

hätte ferner mit Rücksicht auf den Berufungsschriftsatz

vom 30 Januar 1961 auch prüfen müssen, ob ein "besonderer?
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Umstand"im Sinnedes5 38Abs,2, 2° Halbsatz'BVGniéht'f
dadurch begründet worden sei, daß die Klägerin ihren er—■f

werbsunfähigen und hilflosen Ehemann schon viele Jahre vor
der Eheschließung, nämlich seit 1951, in aufopfernder

Weise - wie eine Ehefrau —
gepflegt habe, DadurCh sei der

Klägerin die.Rückkehr in ihren früheren Beruf_bzw. die Neu

schaffung einer unabhängigen Lebensführung wesentlich er?

schwert oder unmöglich gemacht werden° Die Klägerin bean—

tragt, unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die Beru—

fung des Beklagten gegen das Urteil des SG vom _29 Januar

1959 zurückzuweisen. ‘

Der
Beklagte

beantragt, die
Revision

zurückzuweisen° Das

Urteil des LSG entspreche der Sach— und Rechtslage,
ein '

wesentlicher Verfahrensmangel liege .ni_cht vor° Bei dem Be—

griff "besondere Umstände" handele -es sich um einen unbe-
stimmten Rechtsbegriff; Das Gericht' könne insoweit nicht

seine eigene Beurteilung an die Stelle derjenigen der Ver—

sorgungsbehörde setzen° Die Klägerin könne mit Sicherheit

_das Zimmer — wie früher -
sofort _wieder vermieten° Sie hab

_andererseits' kein Einkommen gehabt, bevor sie ihren Späte-

_ren Ehemann aufgenommeh___'habe„ Ihre damalige Stellung sei

_der einer Hauspflegerin vergleichbar gewesen, die ihre

Stelle verliere, wenn d'er Pat1ent sterbeo @ 38 Abs„ 2 BVG

sei als Ausnahmevor$chrift eng auszulegen; erst nach dem

Tod auftretende Erkrankungen seien daher unbeschtlich°

Dr° K11:sz.habe den Begriff der Erwerbsunfähigkeit nicht'

verkannt Der Versbrgungsarzt habe ausgeführt, der Leidens

zustand sei nieht so, daß die Klägerin die
Hälfte ihrer

Erwerbsfähigkeit verloren habe, Dr° K::nzz-habe die Ver—

.schlimmerung alter und das Hinzutreten neuer Leiden

diagnostiziert°

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form—und fris
gerecht eingelegt und begründet worden und daher zulässig
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- 5 „

(gs 162 Abs„ 1 Nr° 1, 164, 166 see); sachlich ist sie im
Sinne einer Zurückverweisungbegründeto

5 38 Abs; 2 BVG bestimmt, daß die Witwe keinen Anspruch

auf Hinterbliebenenrente hat, wenn die Ehe erst nach der
Schädigung geech1ossen worden ist und nicht mindestens ein

Jahr gedauert hat; jedoch kann_Rente beim Vorliegen beson—
_. derer Umstände gewährt werden; In den Verwaltungsvor3chrif—_

ten (VV) Nr° 2 zu_9 38 BVGin der hier maßgebenden Fassung
Vvor dem Ersten Neuordnungsgesetz (1; NOG) vom 27° Juni 1960

—aF— heißt es, daß besondere Umstände im Sinne dieser Vor-

schrift dann vorliegen können, wenn die Witwe bei der Ehee
schließung ihre wirtschaftlichenExistenz aufgegeben hat

oder wenn sie erwerbsunfähig iSt° ‘ "

Der Senat konnte unerörtert lassen, ob die ErWerbsunfähig—A

‚keit der WitWeim Falle einer Kannleistung nach—558 Abe°2;

2. Halbsatz BVGbereits im Zeitpunkt des Todes-desEhe;
*mannes vorgelegen haben muß, oder ob es genügt; daß Sie in

_ demZeitpunkt besteht, in demRente begehrt Wird‚ Auf diese
Frage käme es nur an, wenn bindend feststünde, daß die Klä—

‘gerin im TodesZeitpunkt nicht erwerbsunfähig im Sinne des “

- Versorgungsrechts war oder daß es an einer anderen Selb—
, ständigen Voraussetzung Zur Gewährung Von Witwen—Kannbezü—‚

lagen im Sinne des @ 38 Abs° 2, 2 Halb3atz fehlte° Das ist

nicht der Fallo_. ' ‘ ‘ '

Zutreffend beanstandet die Revision-die
vor allem auf—das

„
Gutachten des Dr. Ki;a::.gestützte Feststellung des LSG,

daß die Klägerin im Zeitpunkt des Todes nicht erwerbeun—‘

fähig im Sinne des Versorgungsrechts gewesen sei° Das LSG

ist mit Recht daten
ausgegangen, daß Erwerbsunfähigkeit im

Sinne des 5 41 Abs. 2 BVG aF dann besteht, wenn die Witwe

durch Krankheit oder andere Gebreehen nicht nur vorüber—

gehend wenigstens die Hälfte ihrer Erwerbsfähigkeit ver—
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loren hat° Das Gutachten des Dr° Ki:nzä_hat sich zur Stütze

seiner Auffassung, daß keine Erwerbsunfähigkeit bestehe,

- uoa auf das Gutachten des Facharztes Dr.. a::_vom 25° Apri

' 1958 bezogen, .das nach Meinung des Dr° Kr-r-I—keine Erwerbs

unfähigkeit angenommen habe° Dieses Gutachten hat einen re—
duzierten Allgemeinzustand, ein altersgemäßes Lungenemphyse
Unterschenkel—Varizen sowie'arthrotische Veränderungen und

abschließend Verschleißersch€ihungen bei nicht_gutem'All—„

gemeinzustand und mäßigen Funktionseinbußen festgestelltogb

Die MdBhat Du, ;_—:_auf 50 v„'H„ geschätzte Daßdiese Mdiff
etwa nur für die Untersuchung im April 1958, nicht aber

,
auch für den zeitpunkt des Todesim Juli 4957gelte, hat
er nicht zum Ausdruck gebracht. Die von ihm angenommene

MdE von 50 v. H° reicht aber nach @ 41 Abs‘, 2 BVG aF aus, um

' Erwerb3unfähigkeit der WitWe im Sinne des Versorgungsrechts

zu bejahen„ Wenn Dr,': ;zn;=.trotzdem dieses Gutachten dahin
auslegte, daß es eine Erwerbsunfah1gke1t verneint habe, so

hätte das LSG hieraus erkennen müsSeh, daß sich Dr Kt=12=

über den Begriff der Erw'erbsunfähigkeit im Sinne des 5 41

Abs° 2 BVGge1rrt, d.h, offenbar£angenommen hat, daß die'3
MdE um mehr alS_ die Hälft'é geminde rt sein_ müsse; in dieSem

Sinne hatte sich aueh der VdK 1rrtum110h in seinem Schrei,

'_ben vom 2. Mai 1958 geäußert. Das LSG, das von einer zu—_'
treffenden Rechtsa'uffassung. ausgegangen is't‚ hätte diésen'

Irrtum bemerken und zumindest bei Dr° K:::::; wie die Revi-

sion ebenfalls mit Recht rügt, rückfragén müssen° Wenn es
' dies unterließ und seine Entscheidung vor allem auf dieses

offenbar von irrigen Vorstellungen ausgehende Gutachten

stützte, so ist seine Feststellung, die Klägerin habe nicht
wenigstens die Hälfte ihrer Erwerbsfähigkeit verloren,

unter Verstoß gegen 5 128 SGG_zustande gekommen und nicht

haltbar, Da das Urteil auf'diesem Verfahrensmangel beruht,

war es aufzuheben (5 162 Abs" 2SGG)° Der Senat konnte in.

der Sache nicht selbst entscheiden, da es zunächst noch‘

weiterer tatsächlicher Feststellungen bedarf, " '
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Wie die
Revision

ferner zutreffend rügt, hätte das LSG
.

auch prüfen müssen, ob ein besonderer Umstand im Sinne ‚„

des 5 38 Abs° 2, 2. Halbsatz BVG nicht darin liegt, daß
die Klägerin, wie auch im Berufungsverfahren vorgetra—

gen wurde, ihren Ehemann schon viele Jahre vor der Ehe—
Schließung, nämlich seit 1951, in aufbpfernder Weise ge—

pflegt habe° Diese frühere Betreuung konnte das LSG im.

übrigen bereits aus den Versorgungsakten entnehmen° Das

LSG ist hierauf nieht eingegangeno Wie das Bundessozial—

gericht (BSG) bereits entschieden hat, stellt der Aus—

druck "besondere Umstände" in 5 38 Abs° 2 BVG einen un—
bestimmten Rechtsbegriff dar; ob die Versorgungsbehörde

insoweit die Grenzen des vom Geestz eingeräumten Beur—

teilungsspielraums zutreffend erkannt hat, unterliegt

„
der richterlichen Nachprüfung (vglo BSG 10, 51) Hier

.ist auch ausgesprochen, daß die VV Nr, 2 zu 5 38_ BVG iiü

die Fälle, in denen eine Rente gewährt werden kann,“ '

. nicht erschöpfendbestimmt(„aaOSQ-54).11nddaßein:-‚bee:
_sonderer Umstand_auch darin liegen kann, daß die'WitWe*

ihren Späteren Ehemann als Beschädigten lange-Zeit per— ;
Isönlich betreut hat und ihm bei Begründung oder Erhal—

tung seiner Existenz wie eine Ehefrau behilflich
gewe-

'sen ist (aaO S 55% Da F° nicht
nur Rente nach einer

MdB um 100 V„Ho, sondern auch.Pflégezulage bezogen hat,-

liegt es nahe, hier eine solche Weitgehende Betreuung
des hilflosen Beschädigten durch die spätere, zudem in

vorgerücktem Alter stehende Ehefrau anzunehmen° Das LSG

wird daher auch dieser Frage nachgehen und bei einer

Bestätigung des Vorbringens der Klägerin bereits aus
‘diesem Grunde die Voraussetzungen des 5 38 Abs° 2, 2°

Halbsatz BVG im Einklang mit der Rechtsprechung des

BSG u.U° bejahen müsseno Sollte das LSG zum Ergebnis

'gelangen, daß der Fall insoweit spruchreif ist und jede
. andere Entscheidung der Versorgungsbehörde ermessens—

fehlerhaft wäre, so„könnte es den Beklagten zur Gewäh—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


„ 8 _

rung der Kannbezüge selbst verurteilen (vgl° BSG 9, 233, 259

BSGin SozR see @54 Nr„ es)°

Im Falle einer anderen Entscheidung wird das LSG berücksich-

tigen müssen, daß die Aufgabe der wirtschaftlichen Existenz

bei der Eheschließung jedenfalls nicht mit der Begründung

verneint werden kann, daß die Ehefrau durch die Heirat einer

gesetzlichen Unterhaltsanspruch erworben habe und erbberech—

tigt geworden seio Wäre diese Auffassung richtig, so könnte

eine Frau
— entgegen VV Nr° 2 zu 9 58 BVG — bei der Ehe—

schließung niemals ihre wirtschaftliche Existenz verlieren,

da durch die Eheschließung stets Unterhalts- und erbrecht—

liche Ansprüche erworben werdeno

&
Nach alledem war die Sache zur erneuten Vérhandlung und Ent—

scheidung an das LSG zurückzuverweisen (5.170 Abs° 2 Satz 2

ses)° ‘

Die Kostenentscheiduüg.bleiht der das Verfahren abschließen-

den Entscheidung vorbehalteno . ‚v V ; _ :
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